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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Wie kann der Bundesrat Fehlinformationen bei Volksabstimmungen verhindern?
Antworten auf diese Frage forderte die CVP-Fraktion 2019 mittels Postulat, nachdem
sich herausgestellt hatte, dass im Vorfeld der Abstimmung zur CVP-Volksinitiative «für
Ehe und Familie» falsche Angaben zur Zahl der Ehepaare gemacht worden waren, die
von der so genannten Heiratsstrafe betroffen sind. Die Angabe von 80'000 statt
454'000 Paaren war später gar vom Bundesgericht als gravierend beurteilt worden. 
Für eine klare Meinungsäusserung brauche es korrekte Informationen bei
Volksabstimmungen, argumentierte Leo Müller (mitte, LU) im Namen der nun als Mitte-
Fraktion antretenden CVP in der Sommersession 2021. Der Bundesrat stehe in der
Pflicht, die «objektive Meinungsbildung des Stimmvolks in Zukunft zu garantieren» und
solle deshalb ein Strategiepapier ausarbeiten, wie er dies zu tun gedenke. Quantitative
Angaben müssten in der Tat vollständig und korrekt sein – nicht nur für die
Stimmbevölkerung, sondern auch für Bundesrat, Parlament und Verwaltung, betonte
Bundeskanzler Walter Thurnherr. Dem sei sich die Regierung durchaus bewusst. Bereits
2019 habe man Massnahmen für mehr Verlässlichkeit von Daten im Vorfeld von
Abstimmungen ergriffen. So versuche man etwa die Entwicklung von Daten über die Zeit
– zwischen der Botschaft und den Informationen im Abstimmungsbüchlein vergehen
nicht selten Jahre und die Angaben können sich über diese Zeit verändern – besser im
Auge zu behalten. Mit einem sogenannten «Quick-Check» versuche man zudem,
verwaltungsintern mögliche Folgekosten von neuen Regulierungen frühzeitig
abzuschätzen. Ein Postulatsbericht, wie er von der Mitte-Fraktion gefordert werde,
generiere also keinen Mehrwert – so der Bundeskanzler. Dies sah die grosse Kammer
freilich anders: Mit 155 zu 25 Stimmen (2 Enthaltungen) verlangte eine grosse Mehrheit
ein entsprechendes Strategiepapier. Nur die FDP-Fraktion lehnte den Vorstoss ab. 1

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

In der Herbstsession überwies der Nationalrat ein Postulat der CVP/EVP/glp-Fraktion
zur Arbeitslosigkeit und zur Erneuerung  der Aufenthaltsbewilligungen von EU-/EFTA-
Bürgern. Der Vorstoss wurde mit der liberalen Vergabe respektive Verlängerung von
Aufenthaltsbewilligungen an arbeitslose, europäische Bürger begründet. Insbesondere
wurde bemängelt, dass für eine solche Verlängerung lediglich eine Arbeitsbestätigung
vorgelegt werden muss. Die Verfasser des Postulats forderten die Vorlage eines
Arbeitsvertrags zur Erteilung der Bewilligung. Zudem sollte die Zusammenarbeit und der
Informationsaustausch zwischen dem Migrationsamt und den Regionalen
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) verbessert werden. Der Bundesrat wurde durch das
Postulat zudem aufgerufen, Stellung zu einer potenziellen Einschränkung des
Familiennachzugs für EU-/EFTA-Bürger zu beziehen, welche ohne Arbeit sind oder nur
über eine Teilzeitanstellung verfügen. Ebenfalls sollte sich die Landesregierung zur
Möglichkeit des Entzugs der Aufenthaltsbewilligung dieser Bürger nach zweijähriger
Arbeitslosigkeit äussern. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Bei der
Debatte im Nationalrat setze sich jedoch eine knappe Mehrheit aus Mitte-Rechts mit 94
zu 86 Stimmen durch und überwies das Postulat an die Landesregierung. 2

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die CVP hatte die Förderung von Klein- und Mittelunternehmen (KMU) zu einem ihrer
Wahlschwerpunkte gemacht. Dies fand seinen Niederschlag auch in den Vorstössen
ihrer Parlamentarier. Der Basler Wick reichte eine Motion für eine Stärkung der
Kommission zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung (KMF) ein, welche der
Nationalrat guthiess. Damit soll die Information der KMU über die mit staatlichen
Beiträgen erarbeiteten Forschungsresultate verbessert werden. Eine Motion Lepori
Bonetti (cvp, TI) für die Förderung von Jungunternehmen wandelte der Nationalrat in
ein Postulat um. Als Instrumente sah der Vorstoss namentlich steuerliche Anreize sowie
Erleichterungen bei der Bildung von Risikokapitalfonds vor. Der Nationalrat überwies
zudem ein Postulat seiner Bildungs- und Wissenschaftskommission für einen Bericht
über die Realisierung einer kohärenten Innovations- und
Technologieförderungspolitik. 3

POSTULAT
DATUM: 19.09.1995
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

D'un côté, la création d'infrastructures durables se positionnent comme un défi pour
notre société. Ainsi, dans un avenir proche, des besoins élevés de financement vont
apparaître. D'un autre côté, la baisse de rendement liée aux taux d'intérêts bas entraîne
une pénurie de placements pour les investisseurs à la fois publics et privés. Conscient
de cette réalité, le groupe PDC voit une convergence d'intérêts qui pourrait se
concrétiser avec la création d'un fonds d'infrastructure public-privé. Un postulat a
donc été déposé pour étudier les possibilités de création d'un tel fonds. Ce fonds
pourrait être épaulé par le comité "Avenir de la place financière". Le Conseil fédéral a
rejoint l'opinion du groupe PDC et a proposé d'accepter le postulat. A l'inverse, Thomas
Aeschi (udc, ZG) s'est opposé au postulat du groupe PDC, représenté par Guillaume
Barazzone (pdc, GE). En effet, il estime superflu la création d'un troisième fonds, après
les fonds pour l'infrastructure ferroviaire et FORTA pour le trafic routier. Lors du vote
au Conseil national, le postulat a été rejeté par 128 voix contre 51 et 2 abstentions. Le
camp bourgeois, rejoint par la majorité des voix du Parti socialiste, a imposé sa
volonté. 4

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil national a adopté un postulat du groupe PDC demandant au gouvernement
d’élaborer un rapport évaluant l’efficacité et la pertinence des dispositions applicables
dans le domaine de l’agriculture dans le cadre du développement du système des
paiements directs. Il vise notamment les mesures environnementales ainsi que celles
concernant l'aménagement du territoire. Le groupe PDC considère effectivement que
l’agriculture suisse est, d’une part, confrontée de manière croissante à la concurrence
internationale et, d’autre part, soumise à des réglementations plus strictes qu’à
l’étranger qui accroissent ses coûts de production. 5

POSTULAT
DATUM: 18.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Lors de la session d’été, le Conseil national a adopté un postulat du groupe PDC-PEV-
PVL demandant au Conseil fédéral d’établir un rapport au sujet de la sécurité des
centrales nucléaires suisses suite à la catastrophe survenue au Japon. 6

POSTULAT
DATUM: 08.06.2011
LAURENT BERNHARD

Umweltschutz

Luftreinhaltung

Keiner der Teilbereiche des Umweltschutzes gelangte in jüngster Zeit dergestalt in den
Blickpunkt einer breiten Öffentlichkeit wie die Luftreinhaltung. Die Messresultate des
Nationalen Beobachtungsnetzes für Luftfremdstoffe (NABEL) bestätigten, dass die —
zum überwiegenden Teil «hausgemachte» — Luftverschmutzung in der Schweiz
unverändert hoch ist und in Städten und Agglomerationen die für den
Gesundheitsschutz des Menschen massgebenden Immissionsgrenzwerte teilweise
erheblich überschreitet. Alarmierende Ozon-Konzentrationen traten im Sommer in
der Region Basel auf. Dieses aggressive Gas wird durch photochemische Prozesse aus
Stickstoffoxiden und in Reaktion mit Kohlenwasserstoffen bei starker
Sonneneinstrahlung gebildet und durch den Wind auch über grosse Distanzen
verfrachtet. Die höchsten Ozonwerte werden unter anderem deshalb nicht in den
Städten und entlang von Autostrassen registriert, sondern in deren Umgebung und in
entfernteren Gebieten. Ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat (85.315) forderte
den Bundesrat daher auf, Massnahmen wie drastische Verkehrsbeschränkungen an
«Ozonwetter»-Tagen zu prüfen, um die negativen Einflüsse auf die Schutzwälder zu
mildern. Ebenfalls als Postulat überwies die Volkskammer eine Motion der CVP-Fraktion
(85.320), die den Aufbau eines Smog-Alarmsystems verlangte. Die Verbindung der
Schweizer Ärzte (FMH) warnte vor zunehmenden Erkrankungen der Atemwege, vor allem
bei Kindern, und plädierte für wirksame Dringlichkeitsmassnahmen zur Verminderung
der Luftbelastung. 7

POSTULAT
DATUM: 21.06.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Lärmschutz

Einem oft gesundheitsschädigenden Lärm ausgesetzt sind auch die Anwohner von
Rangierbahnhöfen und Schiessanlagen. Die Proteste der Bevölkerung gegen den
geplanten Rangierbahnhof Däniken (SO) veranlassten den Bundesrat, das Projekt
nochmals zu überprüfen. Im Kanton Baselland gaben die Stimmbürger dem
Gegenvorschlag der Regierung den Vorzug vor der Initiative der Jungen CVP für ein
Sonntagsschiessverbot. Das neue Gesetz erlaubt den Gemeinden, den Sonntagsbetrieb
in siedlungsnahen Schiessanlagen auf fünf Tage im Jahr zu beschränken. 8

POSTULAT
DATUM: 18.09.1978
HANS HIRTER

Abfälle

Mit dem Postulat «Plastikmüll. Vermeiden und Wiederverwerten statt Exportieren»
beabsichtigte die CVP-Fraktion – mittlerweile umbenannt zur Mitte-Fraktion – im
September 2019, das Thema Plastik ganzheitlich anzugehen. Sie forderte dafür einen
Bericht zu vier Punkten. Erstens sollte eine Analyse zum Stand des Plastikrecyclings in
der Schweiz mit Zahlen zum generell verbrauchten Plastik sowie zum
wiederverwerteten und zum exportierten Plastik inklusive einer Auslegeordnung zum
Potential der Plastik-Kreislaufwirtschaft und darauf aufbauend eine Darstellung des
Bedarfs an politischen Massnahmen vorgelegt werden. Zweitens sollte eine Antwort auf
die Frage, wie der Bundesrat sicherstellt, dass der exportierte Plastik nicht irgendwo im
Meer landet, gegeben werden. Drittens verlangte das Postulat eine Strategie, wie in
asiatischen Ländern Programme für die Etablierung einer Plastik-Kreislaufwirtschaft
gefördert werden können, und viertens sollte ein Bericht darüber erstellt werden, wie
Pilotprojekte unterstützt werden können, «mit welchen aus Plastik speicherfähiges Gas
und daraus Strom produziert werden kann».
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstosses. Falls der Nationalrat diesem
Postulat zustimmen sollte, werde er es zusammen mit den bereits überwiesenen
Postulaten von Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; 18.3196) und Martina Munz (sp, SH;

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.23 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



18.3496) beantworten, welche sich ebenfalls dem Thema Kunststoffe/Plastik widmeten,
erklärte der Bundesrat.
Der Nationalrat beugte sich im Dezember 2019 ein erstes Mal über das Postulat der
CVP-Fraktion. Dabei wurden die Punkte 1, 2 und 4 stillschweigend angenommen. Punkt
3 wurde von Roland Rino Büchel (svp, SG) bekämpft und die entsprechende Diskussion
darüber verschoben. In der Sommersession 2021 nahm der Nationalrat schliesslich
auch den dritten Punkt des Postulates an. Die 46 ablehnenden Stimmen stammten
allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 9

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Aus einem im Nationalrat überwiesenen Postulat der CVP-EVP-Fraktion erhielt der
Bundesrat im Herbst 2014 den Auftrag, Bericht über die Medikamentenverschwendung
zu erstatten. Dabei steht unter anderem eine Kostenschätzung im Zentrum. Zahlreiche
Medikamente werden jährlich von den Krankenkassen bezahlt, jedoch von den
Patientinnen und Patienten nicht eingenommen, sondern weggeworfen. Die Menge
derjenigen Medikamente, die nicht im Abfall landen, jedoch bei Abgabestellen oder
Apotheken zurückgegeben werden, sollte abgeschätzt werden und deren Kosten
beziffert werden. Weiter fordert die Fraktion eine Abschätzung des Volumens
derjenigen Medikamente, die tatsächlich weggeworfen werden. Entsprechend der
vermuteten Erkenntnisse solle die Regierung in der Folge aufzeigen, welche
Massnahmen zu ergreifen seien, um diesen Überkonsum einzudämmen. Vorgeschlagen
wurden die Einführung kleinerer Medikamentenpackungen sowie eine längere
Haltbarkeitsangabe auf denselben. Der Bundesrat hatte in seiner Reaktion die Kosten
bereits umreissen können. Gemäss Santésuisse belaufen sich diese auf jährlich rund
CHF 500 Mio. Der Bundesrat sei ebenso wie die Fraktion bestrebt, den Einsatz von
Arzneimitteln effizient zu halten und Abfälle möglichst zu vermeiden. Ähnliche Aspekte
waren bereits in zahlreichen anderen parlamentarischen Vorstössen behandelt worden,
weswegen nicht mehr als ein Kurzbericht im Sinne einer Übersicht über den Stand der
Arbeiten zur Verminderung der Medikamentenabfälle in Aussicht gestellt wurde. 10

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Der Nationalrat überwies diskussionslos ein Postulat der CVP/EVP-Fraktion zwecks
Untersuchung der Auswirkung des gesellschaftlichen Wandels auf die Pensionskassen.
Es soll geprüft werden, welche Wirkungen der Vorbezug von Altersguthaben zum Erwerb
von Wohneigentum und die hohe Scheidungsrate mit der entsprechenden Teilung von
BVG-Guthaben zukünftig auf die Institutionen der zweiten Säule entfalten werden. 11

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Mit einer dringlichen Interpellation verlangte die CVP-Fraktion, der Familienbericht sei
im Parlament zu diskutieren. Als erster befasste sich der Nationalrat damit in der
Herbstsession. Dabei zeigte sich einzig die FDP mit dem Bericht ihres Bundesrates
zufrieden. Die CVP fand den Bericht lückenhaft. Er lege zu viel Wert auf die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie; das sei zwar vordringlich, aber nicht genügend. Es
brauche steuerliche Erleichterungen sowie bedarfsgerechte Leistungen für Familien.
Die SVP wollte vor allem auf die steuerliche Entlastung der Familien setzen und lehnte
jede weitere Ausweitung des Sozialstaats ab. Die SP verlangte gerade das Gegenteil,
nämlich höhere Familienzulagen und Prämienverbilligungsbeiträge in der
Krankenversicherung. 12

POSTULAT
DATUM: 06.10.2004
MARIANNE BENTELI
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En juin 2014, le Conseil national a accepté un postulat de la Commission de l’économie
et des redevances du Conseil national. Celui-ci exige du Conseil fédéral qu’il propose
des solutions afin de soutenir les familles avec enfants de manière ciblée, soit
financièrement, soit fiscalement. Ce postulat est une réaction à l'initiative du PDC
"Aider les familles". La commission estime en effet qu'une telle initiative n'est pas
suffisamment ciblée et avantage d'abord les personnes jouissant d'un revenu élevé. A
travers son postulat, la majorité de la commission demande au Conseil fédéral
d'envisager d'autres solutions et de les comparer avec celles proposées par l'initiative.
Par ailleurs, la commission recommande de rejeter l'initiative sans y opposer de
contre-projet. L'initiative sera soumise au peuple au mois de mars 2015. 13

POSTULAT
DATUM: 07.04.2014
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Ein Postulat der CVP-Fraktion forderte einen leichteren Zugang der Jugendlichen zum
Arbeitsmarkt. Der Bundesrat wurde darin beauftragt, einen Bericht zu erstellen, der
sich mit dem Problem des Übergangs von Jugendlichen von der Berufslehre zur
Arbeitsstelle beschäftigt. Der Nationalrat nahm das Postulat an. 14

POSTULAT
DATUM: 22.06.2007
LINDA ROHRER
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4) BO CN, 2017, pp.2122 s.
5) BO CN, 2010, p. 1133.
6) BO CN, 2011, p. 994.
7) AB NR, 1985, S. 1236; AB NR, 1985, S. 1245
8) AB NR, 1978, S. 1769 f.; AB NR, 1978, S. 1770 f.; AB SR, 1978, S. 712 ff.; BaZ, 18.1., 21.2. und 27.2.78.
9) AB NR, 2019, S. 2432; AB NR, 2021, S. 1419
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